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G e s e t z
zum Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrag 

und zur Änderung des Niedersächsischen 
Glücksspielgesetzes

Vom 16. Dezember 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Zustimmung
zu dem Dritten Glücksspieländerungsstaatsvertrag

(1) Dem am 26. März/18. April 2019 unterzeichneten Drit-
ten Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages zum
Glücksspielwesen in Deutschland (Dritter Glücksspielände-
rungsstaatsvertrag) wird zugestimmt. 

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 Abs. 1 Satz 1
am 1. Januar 2020 in Kraft.

(4) Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Abs. 1 Satz 2
gegenstandslos, so wird dies bis zum 1. Februar 2020 im Nie-
dersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt gemacht.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen 
Glücksspielgesetzes

Das Niedersächsische Glücksspielgesetz vom 17. Dezember
2007 (Nds. GVBl. S. 756), zuletzt geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 15. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 301), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Dieses Gesetz enthält Bestimmungen, die den Staatsver-
trag zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspiel-
staatsvertrag — GlüStV) vom 15. Dezember 2011 (Nds.
GVBl. 2012 S. 190, 196), geändert durch den Dritten
Glücksspieländerungsstaatsvertrag vom 26. März/18. April
2019 (Nds. GVBl. S. 412), ergänzen.“

2. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8

Wettvermittlungsstellen

(1) 1Sportwetten dürfen nur in Wettvermittlungsstellen
vermittelt werden; § 4 Abs. 5 und § 10 a Abs. 4 Satz 1
GlüStV bleiben unberührt. 2Auch Terminals, die der Vor-
bereitung der Vermittlung von Sportwetten dienen, dürfen
nur in Wettvermittlungsstellen aufgestellt werden. 3Eine
Wettvermittlungsstelle ist eine Geschäftsstelle, die aus-
schließlich oder überwiegend der Vermittlung von Sport-
wetten dient und in die Vertriebsorganisation eines ein-
zelnen nach dem Glücksspielstaatsvertrag für Sportwetten
konzessionierten Veranstalters (Konzessionsnehmer) ein-
gegliedert ist. 4Eine Erlaubnis nach § 4 zur Vermittlung
von Sportwetten in einer Wettvermittlungsstelle darf nur
erteilt werden, wenn auch

1. ein Vertrag zwischen dem Konzessionsnehmer und dem
Vermittler vorliegt,

2. der Vermittler eine in der Wettvermittlungsstelle tätige
verantwortliche Person benennt und

3. die Mindestabstände der Absätze 2 und 3 eingehalten
werden. 
5Der Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach Satz 4
kann nur von dem Konzessionsnehmer gestellt werden.
6Die Entscheidung über den Antrag wird gegenüber
dem Vermittler in dem Zeitpunkt wirksam, in dem sie
dem Konzessionsnehmer bekannt gegeben wird.

(2) 1Der Abstand zwischen Wettvermittlungsstellen muss
mindestens 100 Meter betragen. 2Maßgeblich ist die kür-
zeste Verbindung (Luftlinie) zwischen den Wettvermittlungs-
stellen. 3Die Gemeinden können bei Vorliegen eines öf-
fentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher Verhält-
nisse für ihr Gebiet oder Teile davon durch Verordnung
einen geringeren Mindestabstand von mindestens 50 Me-
tern oder einen größeren Mindestabstand von bis zu
500 Metern festlegen. 4Die Glücksspielaufsichtsbehörde
kann zur Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse im
Umfeld des jeweiligen Standortes im Einzelfall Ausnah-
men vom Mindestabstand zulassen.

(3) 1Der Abstand einer Wettvermittlungsstelle zu beste-
henden Suchtberatungs- und Suchtbehandlungsstätten
sowie zu bestehenden Einrichtungen und Orten, die ihrer
Art nach vorwiegend von Kindern oder Jugendlichen
aufgesucht werden, muss mindestens 200 Meter betragen;
maßgeblich ist die Luftlinie. 2Die Glücksspielaufsichts-
behörde kann zur Vermeidung unbilliger Härten im
Einzelfall Ausnahmen vom Mindestabstand zulassen.

(4) Am 31. Dezember 2019 bestehende Wettvermit-
tlungsstellen, die von demselben Vermittler weiterbetrie-
ben werden, gelten bis zum 30. Juni 2021 als mit den
Mindestabständen der Absätze 2 und 3 vereinbar, wenn
bis zum Ablauf des 1. April 2020 ein Antrag auf Erteilung
der Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 4 gestellt oder der
Glücksspielaufsichtsbehörde der Standort der bestehen-
den Wettvermittlungsstelle entsprechend Absatz 6 Sätze 1
und 2 angezeigt worden ist.

(5) 1Können wegen der Absätze 2 bis 4 nicht alle
beantragten Erlaubnisse erteilt werden, so entscheidet die
Glücksspielaufsichtsbehörde über die Erteilung der Er-
laubnisse in einem Auswahlverfahren nach Maßgabe der
Sätze 2 und 3. 2Die Auswahlentscheidung ist so zu treffen,
dass für die größtmögliche Anzahl von Wettvermittlungs-
stellen Erlaubnisse erteilt werden können. 3Ist nach Satz 2
eine Entscheidung nicht möglich, so trifft die Glücks-
spielaufsichtsbehörde die Auswahlentscheidung nach wei-
teren sachlich gerechtfertigten Gründen, die der Errei-
chung der Ziele des § 1 Abs. 3 dienen.

(6) 1Wer die Erteilung einer Konzession (§§ 4 a bis 4 e
GlüStV) beantragt hat, kann der Glücksspielaufsichtsbe-
hörde bis zum Ablauf des 1. April 2020 die Standorte ge-
planter Wettvermittlungsstellen anzeigen. 2Ein nach Satz 1
angezeigter Standort wird in Auswahlverfahren nach Ab-
satz 5 einbezogen, wenn 

1. eine Erlaubnis nach Absatz 1 nur deshalb noch nicht
beantragt werden konnte, weil über den Konzessions-
antrag aus Gründen, die der Antragsteller nicht zu ver-
treten hat, noch nicht entschieden wurde,

2. ein Vertrag zwischen dem Antragsteller und dem Ver-
mittler vorliegt und

3. der Vermittler eine in der Wettvermittlungsstelle tätige
verantwortliche Person benennt.

3Für die nach Satz 1 angezeigten Standorte tritt an die Stelle
der Entscheidung über die Erlaubniserteilung die Ent-
scheidung über die Einhaltung der Mindestabstände der
Absätze 2 und 3. 4Die Entscheidung nach Satz 3 wird un-
wirksam, 

1. wenn einer der in das Auswahlverfahren einbezogenen
Standorte ausscheidet und die Glücksspielaufsichtsbe-
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hörde bei Kenntnis dieses Umstands die Entscheidung
nicht hätte treffen dürfen, oder

2. wenn nicht innerhalb einer von der Glücksspielauf-
sichtsbehörde festgesetzten angemessenen Frist nach
Erteilung der Konzession ein Antrag auf Erteilung der
Erlaubnis nach Absatz 1 Satz 4 gestellt wird.

(7) 1In einer Wettvermittlungsstelle sind verboten

1. der Ausschank, der Konsum und der Verkauf von
alkoholhaltigen Getränken sowie

2. jegliche Art von Vergünstigung, die einen Anreiz zum
Wetten bieten kann, insbesondere die unentgeltliche
Abgabe von Speisen oder Getränken oder die Abgabe
unter deren Einkaufspreis.
2Wenn in der Wettvermittlungsstelle oder auf zuge-
hörigen Flächen, die im Eigentum des Vermittlers
stehen oder über die der Vermittler oder die in der
Wettvermittlungsstelle tätige verantwortliche Person
die tatsächliche Gewalt ausübt, Geld- oder Warenspiel-
geräte mit Gewinnmöglichkeit aufgestellt oder bereit-
gehalten werden, ist die Wettvermittlung verboten.

(8) In einer Wettvermittlungsstelle sowie auf zuge-
hörigen Flächen, die im Eigentum des Vermittlers stehen
oder über die der Vermittler oder die in der Wettver-
mittlungsstelle tätige verantwortliche Person die tatsäch-
liche Gewalt ausübt, ist es dem Vermittler verboten, 

1. Zahlungsdienste nach § 1 Abs. 1 Satz 2 des Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) vom 17. Juli 2017
(BGBl. I S. 2446), zuletzt geändert durch Artikel 94 des
Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626),
sowie Dienste und Zahlungsvorgänge nach § 2 Abs. 1
Nrn. 4, 6, 10 und 14 ZAG zu erbringen oder zu tätigen
oder deren Erbringung oder Tätigung zu dulden,
insbesondere technische Geräte zum Abheben von
Bargeld aufzustellen oder bereitzuhalten, und

2. Gelddarlehen, Stundungen oder vergleichbare Zah-
lungserleichterungen anzubieten, zu gewähren oder zu
vermitteln oder deren Angebot, Gewährung oder Ver-
mittlung zu dulden.

(9) Der Vermittler hat sicherzustellen, dass gesperrten
Personen der Zutritt zu Wettvermittlungsstellen verwehrt
wird; § 21 Abs. 5 GlüStV bleibt unberührt.

(10) Der Vermittler darf in der Wettvermittlungsstelle
nur die in der Sportwettkonzession des Konzessions-
nehmers bezeichneten Sportwetten vermitteln.

(11) Der Konzessionsnehmer hat sicherzustellen, dass
der Vermittler die gesetzlichen Anforderungen an den Be-
trieb einer Wettvermittlungsstelle einhält.“

3. § 24 Satz 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung:

„5. die Standorte der Wettvermittlungsstellen, eine allge-
meine Sperrzeit für Wettvermittlungsstellen sowie
Art, Ausgestaltung und Umfang der Nutzung der zur
Wettvermittlung bestimmten Räumlichkeiten sowie
die Darbietung des Glücksspielangebotes, jeweils in
Übereinstimmung mit den Zielen des § 1 Abs. 3, und“.

4. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Nummer 8 eingefügt:

„8. einem Verbot nach § 8 Abs. 7, mit Ausnahme des
Konsums von alkoholischen Getränken, oder einem
Verbot nach § 8 Abs. 8 oder 9 zuwiderhandelt,“.

b) Die bisherigen Nummern 8 bis 17 werden Nummern 9
bis 18.

Artikel 3

Änderung der Niedersächsischen Glücksspielverordnung

§ 3 der Niedersächsischen Glücksspielverordnung vom
27. Mai 2013 (Nds. GVBl. S. 118), geändert durch Verordnung
vom 19. Juni 2019 (Nds. GVBl. S. 152), wird gestrichen.

Artikel 4

Inkrafttreten
1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in

Kraft. 2Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 Nr. 1 am 1. Januar
2020 in Kraft. 3Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2
Abs. 1 Satz 2 gegenstandslos, so tritt Artikel 2 Nr. 1 dieses Ge-
setzes nicht in Kraft; Artikel 1 Abs. 4 gilt entsprechend.

Hannover, den 16. Dezember 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Dritter Staatsvertrag zur Änderung des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland 

(Dritter Glücksspieländerungsstaatsvertrag — 
3. GlüÄndStV)

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 
(im Folgenden: die Länder genannt) 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Artikel 1

Änderung des Glücksspielstaatsvertrages

Der Staatsvertrag zum Glücksspielwesen in Deutschland in
der Fassung des Ersten Staatsvertrages zur Änderung des
Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland vom
15. Dezember 2011 (Glücksspielstaatsvertrag — GlüStV) wird
wie folgt geändert:

1. § 4a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „, insbesondere
im Rahmen einer zeitlich befristeten Experimentier-
klausel für Sportwetten,“ durch die Wörter „im Rah-
men der Experimentierklausel für Sportwetten nach
§ 10a“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „Bekanntmachung
(§ 4b Absatz 1)“ durch das Wort „Konzession“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Zahl der Konzessionen wird für die Dauer der Ex-
perimentierphase nicht beschränkt.“

2. § 4b wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort
„Auswahlkriterien“ gestrichen.

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Auswahlverfahrens“
durch das Wort „Verfahrens“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter „mit einer angemesse-
nen Frist für die Einreichung von Bewerbungen“
gestrichen.

c) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „und die Aus-
wahl nach Absatz 5 ermöglichen“ gestrichen.

d) Absatz 5 wird aufgehoben.

3. In § 5 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Richtlinien“ durch
das Wort „Auslegungsrichtlinien“ ersetzt.

4. § 9a Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Hierbei dient das Glücksspielkollegium den Ländern zur
Umsetzung einer gemeinschaftlich auszuübenden Auf-
sicht der jeweiligen obersten Glücksspielaufsichtsbehör-
den.“

5. § 10a wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem bisherigen Satz werden die Wörter „für ei-
nen Zeitraum von sieben Jahren ab Inkrafttreten
des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages“
durch die Wörter „bis zum 30. Juni 2021“ ersetzt.

bb) Es wird folgender Satz angefügt: 

„Im Falle einer Fortgeltung des Staatsvertrages
nach § 35 Absatz 2 verlängert sich die Frist bis
zum 30. Juni 2024.“

b) Absatz 3 wird aufgehoben.

c) Die Absätze 4 und 5 werden die Absätze 3 und 4.

6. § 29 Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 2

Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
Sind bis zum 31. Dezember 2019 nicht alle Ratifikationsur-
kunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsver-
trag gegenstandslos.

(2) Die Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung
der Ratifikationsurkunden mit.

Erläuterungen:

A. Allgemeines

I. Ausgangslage

Der Glücksspielstaatsvertrag sieht seit 1. Juli 2012 die Zulas-
sung privater Anbieter von Sportwetten vor; das staatliche
Wettmonopol ist während einer Experimentierphase von sie-
ben Jahren suspendiert. Eine Begrenzung des Angebots durch
eine Kontingentierung der Konzessionen ist nach der bisheri-
gen verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung ebenso verfas-
sungsgemäß wie das Konzessionsverfahren mit abschließen-
der Entscheidung durch das Glücksspielkollegium als Ge-
meinschaftseinrichtung aller Länder (BayVerfGH, E. v. 25. 9.
2015; OVG Hamburg, U. v. 22. 6. 2017, BVerwG, U. v. 26. 10.
2017). Der Staatsvertrag kann jedoch weiterhin nicht umge-
setzt werden, weil die hessischen Verwaltungsgerichte die Er-
teilung der Konzessionen bis zu einer zeitlich nicht abschätz-
baren Entscheidung in der Hauptsache aufgeschoben haben
(HessVGH, B. v. 16. 10. 2015).

II. Lösung

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat mit Beschluss vom
18. April 2019 gemäß § 35 Absatz 1 Glücksspielstaatsvertrag
die Befristung der Experimentierklausel in § 10a Glücksspiel-
staatsvertrag aufgehoben. Die Erteilung von Konzessionen an
Veranstalter von Sportwetten ist insoweit rechtlich nunmehr
möglich für die gesamte Geltungsdauer des Glückspielstaats-
vertrages bis zum 30. Juni 2021. Durch eine hieran anknüp-
fende ergänzende punktuelle Änderung des Staatsvertrages
wird das Modell der Experimentierphase weiterentwickelt und
Klarheit für die Anbieter und beteiligte Dritte (Zahlungsdienst-
leister, Medien, Sportvereine und -verbände) geschaffen; zu-
gleich wird den Glücksspielaufsichtsbehörden der Weg zur
flächendeckenden Untersagung nicht erlaubter Angebote er-
öffnet. Damit wird die fortschreitende Erosion des Ordnungs-
rechts beendet. Die dazu notwendigen Änderungen des Staats-
vertrages erschöpfen sich in folgenden Punkten:

— Es wird klargestellt, dass die Experimentierphase für die
Geltungsdauer des Glückspielstaatsvertrages bis zum 30. Juni
2021 anwendbar ist.
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— Die Kontingentierung der Sportwettkonzessionen wird für
die Dauer der Experimentierphase aufgehoben. 

— Da ein Auswahlverfahren (§ 4b Absatz 5) nicht mehr erfor-
derlich ist, sind die auf die Durchführung dieses Verfah-
rens abzielenden Regelungen anzupassen.

Bei der Behördenorganisation bleibt es für das Konzessions-
verfahren bei der ländereinheitlichen Entscheidung. Das län-
dereinheitliche Verfahren vermeidet ein Nebeneinander von
16 Erlaubnissen für jedes einzelne Land, das weder sachge-
recht noch den Anbietern oder der Öffentlichkeit zu vermit-
teln wäre. Es erfordert jeweils die Übertragung von Aufgaben
und die Mitwirkung aller Länder an der Entscheidung.

Das Bundesstaatsprinzip steht dem nicht entgegen. Die bun-
desstaatliche Garantie der Eigenstaatlichkeit der Länder und
eines Kerns eigener Aufgaben richtet sich in erster Linie gegen
den Bund. Ob sie der staatsvertraglichen Selbstbindung der
Länder überhaupt eine Grenze zieht, hat das Bundesver-
fassungsgericht offen gelassen. Jedenfalls wird sie durch die
Übertragung eines Ausschnittes — wie hier der glücks-
spielaufsichtlichen — Aufgaben nicht berührt (s. BVerfGE 87,
181, 196 f.).

Wenn die Konzession für alle Länder gilt, müssen diese sämt-
lich an der Willensbildung beteiligt werden. Anders lässt sich
die erforderliche demokratische Legitimation für alle Länder
nicht begründen (BayVerfGH, E. v. 25. 9. 2015). Diese Konse-
quenz des Demokratieprinzips wird auch in anderen in
Staatspraxis und Rechtsprechung anerkannten Einrichtun-
gen der Länder, wie der ZVS bzw. der Stiftung für Hochschul-
zulassung oder dem Deutschen Institut für Bautechnik, nach
den gleichen Grundsätzen praktiziert.

Dass durch Staatsvertrag errichtete gemeinschaftliche Ein-
richtungen der Länder, in denen mit Mehrheit entschieden
wird, weder gegen das Bundesstaats- noch gegen das Demo-
kratieprinzip verstoßen, hat das Bundesverwaltungsgericht
bereits vor langem entschieden (s. BVerwGE 22, 299, 309 f.)
und geklärt, dass dies erst recht gilt, wenn die Länder — ohne
eine gemeinschaftliche Einrichtung zu errichten — nur die
Behörde eines Landes mit der Aufgabenwahrnehmung be-
trauen, sich dabei aber ein Mitwirkungsrecht ausbedingen
(s. BVerwGE 23, 194, 197; s. a. BVerfGE 90, 60, 104: Eine
staatsvertraglich begründete Mehrheitsentscheidung kann mit
dem Ziel einer Minderung des Vetopotentials, das in der Ein-
stimmigkeit liegt, begründet werden; Vedder, Intraföderale
Staatsverträge, 1996, S. 116, 145 m. w. Nachw.).

B. Zu den Bestimmungen im Einzelnen

Zu Artikel 1

Zu Nummer 1 (§ 4a)

Durch die Änderung des § 4a Absatz 1 wird klargestellt, dass
§ 10 Absatz 6 derzeit ausschließlich in den Fällen der Experi-
mentierklausel nach § 10a nicht anwendbar ist. Der bisheri-
gen offeneren Formulierung bedarf es daher nicht.

Durch die Änderung des § 4a Absatz 2 wird geregelt, dass die
Dauer der Konzession zu beschränken ist. Dies trägt dem Um-
stand Rechnung, dass es sich weiterhin um eine zeitlich be-
fristete Experimentierphase handelt. Die Dauer der Konzession
ist nicht vorgeschrieben. Die Konzession kann daher durch
die zuständige Behörde in Ausübung ihres pflichtgemäßen Er-
messens auch für einen kürzeren Zeitraum als bis zum Aus-
laufen der Experimentierklausel erteilt werden. Die Notwen-
digkeit, die Dauer der Konzession bereits in der Bekanntma-
chung nach § 4b Absatz 1 verbindlich festzulegen, ist durch
den Wegfall der Kontingentierung der Sportwettkonzessionen
entfallen (vgl. dazu auch die Erläuterungen zu § 4b Absatz 1).

§ 4a Absatz 3 wird dahingehend geändert, dass für die Dauer
der Experimentierphase keine Beschränkung der Zahl der
Konzessionen mehr erfolgt. Insofern entfällt auch die Notwen-
digkeit eines Auswahlverfahrens. Das trägt den verwaltungs-
gerichtlichen Entscheidungen Rechnung, die auf Anträge von
Konkurrenten vorbeugend bereits die Erteilung von Konzes-
sionen unterbunden und damit eine rechtliche Ordnung des
Sportwettenmarktes in absehbarer Zeit unmöglich gemacht
haben. Die befristete Abweichung vom Grundsatz der Begren-

zung der Zahl der Konzessionen ist daher als Ausnahme zu
verstehen, die dem Verlauf der Gerichtsverfahren geschuldet
ist. Die insbesondere in § 4a Absatz 4, § 4b Absatz 1 bis 4 und
§ 4c normierten Voraussetzungen für die Erteilung der Kon-
zession bleiben ebenso anwendbar wie die Konzessionspflich-
ten und aufsichtlichen Befugnisse (s. v. a. § 4e).

Zu Nummer 2 (§ 4b)

In § 4b werden die erforderlichen Folgeänderungen vorgenom-
men, die dem Umstand Rechnung tragen, dass die Anzahl der
Konzessionen nicht mehr beschränkt ist, so dass keine Aus-
wahl unter den Bewerbern erfolgen muss.

In der Folge entfällt auch die Erforderlichkeit, eine bestimmte
Frist für die Einreichung von Bewerbungen festzulegen. Die-
ser bedurfte es bislang, weil zu einem bestimmten Termin die
Auswahlentscheidung zwischen mehreren geeigneten Bewer-
bern nach § 4b Absatz 5 der bisherigen Fassung zu treffen
war. Ein solches Verfahren erfordert die Festlegung einer Be-
werbungsfrist. Sind die Konzessionen nicht kontingentiert,
kann die Bewerbung um die Konzession und die Prüfung der
Bewerbung hingegen jederzeit — d.h. auch zu einem späteren
Zeitpunkt — erfolgen.

An einer (einmaligen) Bekanntmachung der Möglichkeit, sich
um eine Konzession zu bewerben, im Amtsblatt der Europäi-
schen Union unter Angabe der einzureichenden Unterlagen
(§ 4b Absatz 1 Satz 2) wird festgehalten, um die Marktteilneh-
mer über die geänderten Bedingungen der Konzessionsertei-
lung zu informieren.

Da es der Durchführung eines Auswahlverfahrens nicht mehr
bedarf, entfällt der bisherige § 4b Absatz 5, der die Kriterien
für die Durchführung des Verfahrens vorsah.

Die bislang verwendeten Begriffe wie „Konzession“, „Bewerbung“
und „Bewerber“ werden aus rein redaktionellen Gründen
nicht angepasst, um die textlichen Eingriffe am bestehenden
Staatsvertrag gering zu halten. In der Sache handelt es sich in
der Neufassung um Antragsteller in einem Erlaubnisverfah-
ren.

Zu Nummer 3 (§ 5 Absatz 4 Satz 1)

In § 5 Absatz 4 Satz 1 wird klargestellt, dass die Werberichtli-
nie als gesetzesauslegende Vorschrift der gerichtlichen Über-
prüfung unterliegt.

Zu Nummer 4 (§ 9a Absatz 5 Satz 2)

§ 9a Absatz 5 Satz 2 stellt in der neuen Fassung heraus, dass
dem Glücksspielkollegium als Organ der Exekutive keine
Rechtsetzungsbefugnisse verliehen werden sollen.

Zu Nummer 5 (§ 10a)

In § 10a Absatz 1 wird die bisher nur in hier nicht erhebli-
chen Teilbereichen tatsächlich laufende Experimentierphase
bis 30. Juni 2021 erstreckt. Diese Regelung berücksichtigt den
Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz, die Befristung
der Experimentierklausel nach dem bisherigen § 35 Absatz 1
aufzuheben. Aufgrund des vorgenannten Beschlusses ist die
(bisherige) Experimentierklausel auch über den 30. Juni 2019
hinaus anwendbar mit der Modifikation, dass die Zahl mögli-
cher Konzessionen nunmehr nicht mehr begrenzt ist.

Die bislang in § 10a Absatz 3 festgelegte Höchstzahl der Kon-
zessionen wird als Konsequenz der Änderung des § 4a Absatz 3
ersatzlos gestrichen.

Zu Nummer 6 (§ 29 Absatz 1 Satz 3)

Die Übergangsregelung in § 29 Absatz 1 Satz 3 ist obsolet ge-
worden und kann daher aufgehoben werden.

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten zum 1. Januar 2020. Sollten
bis dahin nicht alle Ratifikationsurkunden hinterlegt sein,
wird der Staatsvertrag gegenstandslos.



Nds. GVBl. Nr. 24/2019, ausgegeben am 20. 12. 2019

416

Für das Land Baden-Württemberg
Stuttgart, den 3. 4. 2019 Winfried K r e t s c h m a n n

Für das Land Bayern
München, den 18. 4. 2019 Markus S ö d e r

Für das Land Berlin
Berlin, den 26. 3. 2019 Michael M ü l l e r

Für das Land Brandenburg
Potsdam, den 29. 3. 2019 Dietmar W o i d k e

Für die Freie Hansestadt Bremen
Bremen, den 26. 3. 2019 Carsten S i e l i n g

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Hamburg, den 4. 4. 2019 Peter T s c h e n t s c h e r

Für das Land Hessen
Wiesbaden, den 26. 3. 2019 Volker B o u f f i e r

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Schwerin, den 26. 3. 2019 Manuela S c h w e s i g

Für das Land Niedersachsen
Hannover, den 28. 3. 2019 Stephan W e i l

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Düsseldorf, den 4. 4. 2019 Armin L a s c h e t

Für das Land Rheinland-Pfalz
Mainz, den 6. 4. 2019 Malu D r e y e r

Für das Saarland
Saarbrükken, den 5. 4. 2019 Tobias H a n s

Für den Freistaat Sachsen
Dresden, den 30. 3. 2019 Michael K r e t s c h m e r

Für das Land Sachsen-Anhalt
Magdeburg, den 28. 3. 2019 Reiner H a s e l o f f

Für das Land Schleswig-Holstein
Kiel, den 9. 4. 2019 Daniel G ü n t h e r

Für das Land Thüringen
Erfurt, den 28. 3. 2019 Bodo R a m e l o w
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G e s e t z
zur Änderung des Ministergesetzes

Vom 17. Dezember 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Ministergesetz in der Fassung vom 3. April 1979 (Nds.
GVBl. S. 105), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes
vom 16. Mai 2018 (Nds. GVBl. S. 66), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt:

„§ 7 a

(1) Mitglieder und ehemalige Mitglieder der Landesre-
gierung, die beabsichtigen, innerhalb der ersten 18 Monate
nach dem Ende ihres Amtsverhältnisses eine Erwerbstätig-
keit oder sonstige Beschäftigung außerhalb des öffentlichen
Dienstes aufzunehmen, haben dies der Landesregierung
schriftlich anzuzeigen.

(2) 1Die Anzeigepflicht entsteht, sobald das Mitglied
oder ehemalige Mitglied der Landesregierung, das eine in
Absatz 1 genannte Beschäftigung aufzunehmen beabsich-
tigt, mit Vorbereitungen für die Aufnahme der Beschäfti-
gung beginnt oder ihm die Beschäftigung in Aussicht
gestellt wird. 2Die Anzeige soll mindestens einen Monat
vor Aufnahme der Beschäftigung erfolgen. 3Wird die Mo-
natsfrist nicht eingehalten, so kann die Landesregierung
die Aufnahme der Beschäftigung bis zur Dauer von höchs-
tens einem Monat vorläufig untersagen.

(3) 1Die Landesregierung kann die nach den Absätzen 1
und 2 angezeigte Beschäftigung für die Zeit der ersten

18 Monate nach dem Ende des Amtsverhältnisses ganz
oder teilweise untersagen, soweit öffentliche Interessen
dadurch beeinträchtigt werden, dass die Beschäftigung

1. in Angelegenheiten oder Bereichen ausgeübt werden
soll, in denen das Mitglied oder ehemalige Mitglied der
Landesregierung während seiner Amtszeit tätig ist oder
war, oder

2. das Vertrauen der Allgemeinheit in die Integrität der
Landesregierung beeinträchtigen kann.

2Die Untersagung darf die Dauer von einem Jahr nur dann
überschreiten, wenn öffentliche Interessen schwer beein-
trächtigt werden. 3Die Untersagung ist zu begründen.

(4) Die Entscheidung der Landesregierung ist ohne Be-
gründung im Niedersächsischen Ministerialblatt zu veröf-
fentlichen.

(5) Wird die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder son-
stigen Beschäftigung nach Absatz 3 Satz 1 untersagt, so
wird das Übergangsgeld für die Dauer der Untersagung ge-
währt, sofern sich nicht aus § 12 Abs. 2 ein weitergehen-
der Anspruch ergibt.“

2. In § 18 a werden am Ende ein Komma und die Worte „so-
weit sich aus § 7 a nichts anderes ergibt“ eingefügt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen

Gesundheitsfachberufegesetzes, 
des Kammergesetzes für die Heilberufe in der Pflege, 

des Niedersächsischen Gesetzes
über den öffentlichen Gesundheitsdienst, 

des Niedersächsischen Gesetzes
über die Ausübung des Hebammenberufs 

und des Niedersächsischen Maßregelvollzugsgesetzes

Vom 17. Dezember 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen 
Gesundheitsfachberufegesetzes

Das Niedersächsische Gesundheitsfachberufegesetz vom
15. September 2016 (Nds. GVBl. S. 208), geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 14. Dezember 2016 (Nds. GVBl. S. 261),
wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Niedersächsisches Gesundheitsfachberufegesetz
(NGesFBG)“.

2. Vor § 1 wird die folgende Überschrift eingefügt:

„E r s t e r  A b s c h n i t t

Weiterbildung in Gesundheitsfachberufen; 
Förderung von Schulen in freier Trägerschaft“.

3. Es wird der folgende neue § 8 eingefügt:

„§ 8

Förderung von Schulen in freier Trägerschaft
für Gesundheitsfachberufe 

und für Atem-, Sprech- und Stimmlehrerinnen
sowie Atem-, Sprech- und Stimmlehrer

(1) 1Um dem Fachkräftemangel in Niedersachsen entge-
genzuwirken, gewährt das Land zur Erhöhung der Anzahl
von

1. Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten,

2. Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten,

3. Podologinnen und Podologen,

4. Logopädinnen und Logopäden sowie von

5. Atem-, Sprech- und Stimmlehrerinnen und Atem-,
Sprech- und Stimmlehrern, die nach dem Konzept
Schlaffhorst-Andersen ausgebildet sind,

dem freien Träger einer Schule, die ihren Sitz in Nieder-
sachsen hat und die zu einem dieser Berufe ausbildet, ab
dem 1. Januar 2020 für jeden Ausbildungsmonat einer
Schülerin oder eines Schülers auf Antrag eine Förderung.
2Förderung nach Satz 1 wird dem freien Träger nicht ge-
währt

1. für Schülerinnen und Schüler, die die Ausbildung vor
dem 1. Januar 2019 begonnen haben, sowie

2. für Ausbildungsmonate, für die der freie Träger von der
Schülerin oder dem Schüler aufgrund einer vertragli-
chen Vereinbarung ein Schulgeld verlangt oder für die
er von einer öffentlichen Stelle ein Schulgeld erhält.

3Für Schulen, die den Schulbetrieb am 1. Januar 2019
noch nicht aufgenommen hatten, besteht ein Anspruch
auf Förderung nach Satz 1 erst nach Ablauf von drei Jah-
ren nach Anzeige der Aufnahme des Schulbetriebes beim
Fachministerium. 4Die Frist beginnt mit dem Zugang der
Anzeige beim Fachministerium, frühestens jedoch mit der
Aufnahme des Schulbetriebes zu laufen.

(2) 1Die Höhe der Förderung orientiert sich an den für
eine qualifizierte Ausbildung erforderlichen Ausgaben, so-
weit diese Ausgaben nicht durch Finanzhilfen nach dem
Niedersächsischen Schulgesetz oder nach § 17 a des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes (KHG) gedeckt sind. 2Ab dem
1. Januar 2024 besteht der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1
nicht, wenn der freie Träger der Schule Ausbildungszu-
schläge nach § 17 a KHG in Anspruch nimmt.

(3) 1Das Land gewährt dem freien Träger einer Schule im
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 auf Antrag eine Förderung für
jeden Ausbildungsmonat einer Schülerin oder eines Schü-
lers im Jahr 2019 in Höhe des von der Schülerin oder dem
Schüler gezahlten Schulgeldes. 2Der Anspruch besteht
nur, wenn sich der freie Träger gegenüber der zuständigen
Behörde verpflichtet, die erhaltene Förderung unverzüg-
lich an die jeweilige Schülerin oder den jeweiligen Schüler
auszukehren. 3Förderung nach Satz 1 wird dem freien Trä-
ger nicht gewährt

1. für Schülerinnen und Schüler, die die Ausbildung in
einem Beruf nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 vor dem
1. Januar 2019 oder nach dem 31. Juli 2019 begonnen
haben,

2. für Schülerinnen und Schüler, die die Ausbildung in
einem Beruf nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 vor dem 1. Ja-
nuar 2019 begonnen haben, und

3. für Schulen, die den Schulbetrieb am 1. Januar 2019
noch nicht aufgenommen hatten.

(4) Die zuständige Behörde darf personenbezogene Da-
ten der Schülerinnen und Schüler verarbeiten, soweit dies
zur Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen erforderlich
ist.

(5) Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung

1. das Antrags- und das Abrechnungsverfahren,

2. das Nähere zur Verarbeitung der personenbezogenen
Daten nach Absatz 4 sowie

3. das Nähere über die Höhe der Förderung.“

4. Es wird der folgende Zweite Abschnitt angefügt:

„Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Ausführung des Pflegeberufegesetzes 

§ 12

Ombudsstelle

(1) Das Fachministerium kann bei der zuständigen Stelle
nach § 26 Abs. 4 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) eine
Ombudsstelle nach § 7 Abs. 6 PflBG einrichten.

(2) 1Die Ombudsstelle besteht aus einem vorsitzenden
Mitglied und mindestens zwei weiteren Mitgliedern. 2Für
jedes Mitglied wird ein stellvertretendes Mitglied bestellt.
3Das Fachministerium bestellt die Mitglieder und die stell-
vertretenden Mitglieder und beruft diese ab. 4Die Mitglie-
der und stellvertretenden Mitglieder sind ehrenamtlich tätig.
5Sie sind in Ausübung ihres Amtes an Weisungen nicht ge-
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bunden. 6Jedes Mitglied hat eine Stimme. 7Die Vorschläge
der Ombudsstelle zur Beilegung von Streitigkeiten und
ihre sonstigen Entscheidungen in diesen Verfahren wer-
den mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder getrof-
fen; ergibt sich keine Mehrheit, so gibt die Stimme des
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag. 8Der Ombudsstelle
ist eine Geschäftsstelle zugeordnet. 9Für die Inanspruch-
nahme der Ombudsstelle werden Kosten (Gebühren und
Auslagen) erhoben.

(3) Die Ombudsstelle darf personenbezogene Daten ein-
schließlich besonderer Kategorien von personenbezogenen
Daten im Sinne des Artikels 9 Abs. 1 der Verordnung (EU)
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Da-
tenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1,
Nr. L 314 S. 72; 2018 Nr. L 127 S. 2) über Auszubildende
und die Träger der praktischen Ausbildung verarbeiten,
soweit dies für die Erledigung ihrer Aufgabe erforderlich
ist.

(4) Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verord-
nung

1. das Nähere über die Zusammensetzung der Ombuds-
stelle und die Amtszeit ihrer Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder,

2. das Nähere über das Verfahren der Ombudsstelle und
die Kosten für die Inanspruchnahme,

3. das Nähere über die Aufgaben des vorsitzenden Mit-
glieds und der Geschäftsstelle,

4. die Erstattung von Auslagen und eine Entschädigung
für den Zeitaufwand der Mitglieder und stellvertreten-
den Mitglieder der Ombudsstelle sowie

5. das Nähere über die Verarbeitung personenbezogener
Daten nach Absatz 3 

zu regeln.

§ 13

Finanzierung und Statistik

Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung

1. Regelungen zu treffen, die § 33 Abs. 4 Sätze 1 bis 4
PflBG und das hierzu in der Verordnung nach § 56
Abs. 3 Halbsatz 2 Nr. 3 PflBG festgelegte Verfahren er-
gänzen, 

2. gemäß § 34 Abs. 6 Satz 3 PflBG das Nähere zum Prüf-
verfahren zu regeln, soweit hierzu keine Regelungen
durch Rechtsverordnung des Bundes getroffen worden
sind, und

3. aufgrund des § 55 Abs. 2 PflBG Erhebungen über Sach-
verhalte des Ausbildungswesens in den Pflegeberufen
anzuordnen, soweit diese nicht von § 55 Abs. 1 PflBG
erfasst werden.“

Artikel 2

Änderung des Kammergesetzes
für die Heilberufe in der Pflege

Das Kammergesetz für die Heilberufe in der Pflege vom 14. De-
zember 2016 (Nds. GVBl. S. 261), geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 11. September 2019 (Nds. GVBl. S. 258),
wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Nummer 1 eingefügt:

„1. ,Pflegefachfrau‘ oder ,Pflegefachmann‘,“.

b) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2.

c) Die bisherige Nummer 2 wird gestrichen.

2. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „in Wahlgruppen“
gestrichen.

b) In Absatz 3 werden die Sätze 3 bis 5 gestrichen.

c) Die Absätze 6 und 7 werden gestrichen.

d) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 6 und wie folgt ge-
ändert:

In Satz 1 werden die Worte „für diejenige Wahlgruppe,
der es nach Absatz 6 oder 7 angehört,“ gestrichen.

e) Die bisherigen Absätze 9 und 10 werden Absätze 7 und 8.

3. § 20 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Dem Vorstand sollen angehören:

1. mindestens ein Kammermitglied, das die Erlaubnis hat,
die Berufsbezeichnung ,Pflegefachfrau‘ oder ,Pflege-
fachmann‘ zu führen,

2. mindestens ein Kammermitglied, das die Erlaubnis hat,
die Berufsbezeichnung ,Altenpflegerin‘ oder ,Altenpfle-
ger‘ zu führen, und

3. mindestens ein Kammermitglied, das die Erlaubnis hat,
die Berufsbezeichnung ,Gesundheits- und Kinderkran-
kenpflegerin‘ oder ,Gesundheits- und Kinderkranken-
pfleger‘ zu führen.“

4. § 27 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Altenpflegegesetz oder Kran-
kenpflegegesetz“ durch das Wort „Pflegeberufegesetz“
ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Worte „dem Niederlassungsstaat“
durch die Worte „einem oder mehreren der in Satz 1
Nr. 1 genannten Staaten“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst

Das Niedersächsische Gesetz über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst vom 24. März 2006 (Nds. GVBl. S. 178), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2013
(Nds. GVBl. S. 282), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt:

„§ 7 a

Heilpraktikerwesen

(1) 1Wer im Sinne des § 1 des Heilpraktikergesetzes Heil-
kunde ausüben will, hat den Beginn der Tätigkeit dem
Landkreis oder der kreisfreien Stadt, in dessen oder deren
Bezirk die Tätigkeit ausgeübt werden soll, unverzüglich
anzuzeigen. 2Die Anzeige bedarf der Schriftform. 3Mit der
Anzeige ist die Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz
vorzulegen. 4In der Anzeige sind der Familienname, der
Geburtsname, die Vornamen, das Geschlecht, das Geburts-
datum, der Geburtsort, die Anschrift der Wohnung und
des Tätigkeitsorts sowie die angewandten heilkundlichen
Verfahren anzugeben. 5Die Beendigung der Tätigkeit und
Änderungen der nach den Sätzen 1 und 4 angegebenen
Daten sind dem Landkreis oder der kreisfreien Stadt un-
verzüglich mitzuteilen; Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Wer bereits vor dem 1. Januar 2020 eine nach Absatz 1
Satz 1 anzeigepflichtige Tätigkeit ausgeübt hat und weiter-
hin ausübt, hat die Anzeige nach Absatz 1 Sätze 1 bis 4 bis
zum 1. März 2020 zu erstatten.

(3) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. der Anzeigepflicht nach Absatz 1 Sätze 1 bis 4, auch in
Verbindung mit Absatz 2, oder



Nds. GVBl. Nr. 24/2019, ausgegeben am 20. 12. 2019

420

2. der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 Satz 5 nicht, nicht
richtig, nicht rechtzeitig oder nicht vollständig nach-
kommt. 2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 2 500 Euro geahndet werden.“

2. In § 10 Abs. 1 Satz 2 werden nach der Verweisung „Satz 1“
die Worte „und nach § 7 a“ eingefügt.

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über die Ausübung des Hebammenberufs

Das Niedersächsische Gesetz über die Ausübung des Heb-
ammenberufs vom 19. Februar 2004 (Nds. GVBl. S. 71), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. September
2016 (Nds. GVBl. S. 208), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefügt:

„2Hebammen können ihre Berufsaufgaben ambulant
und stationär (Beschäftigungsarten) ausüben.“

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 und 4.

c) Im neuen Satz 4 wird die Verweisung „Satz 2“ durch
die Verweisung „Satz 3“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 4 wird das Wort „außerklinische“ durch das
Wort „ambulante“ ersetzt.

3. In § 6 Abs. 1 Nr. 7 wird das Wort „außerklinische“ durch
das Wort „ambulante“ ersetzt.

4. § 7 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach dem Wort
„schriftlich“ die Worte „unter Verwendung eines
von dem für Hebammen zuständigen Ministerium
erstellten Formulars“ eingefügt.

bb) Es wird die folgende neue Nummer 2 eingefügt:

„2. das Geburtsdatum,“.

cc) Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 und dar-
in werden die Worte „und deren Änderungen“ ge-
strichen.

dd) Es werden die folgenden neuen Nummern 4 und 5
eingefügt:

„4. die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit so-
wie den zeitlichen Anteil der Beschäftigungs-
arten an der regelmäßigen wöchentlichen Ar-
beitszeit,

5. die Bereiche, in denen sie tätig sind, geglie-
dert in folgende Kategorien:

a) allgemeine Beratung,

b) vorgeburtliche Betreuung,

c) Geburtsvorbereitung,

d) Geburtshilfe,

e) nachgeburtliche Betreuung und Beratung,

f) Familienhebammentätigkeit,

g) sonstige Tätigkeiten,“.

ee) Die bisherigen Nummern 3 bis 8 werden Num-
mern 6 bis 11.

ff) Die neue Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. die Anschrift oder die Anschriften, unter der
oder denen die berufliche Tätigkeit ausgeübt
wird,“.

gg) Die neue Nummer 8 erhält folgende Fassung:

„8. den Zeitpunkt der letzten Teilnahme an ei-
ner beruflichen Fortbildungsveranstaltung (§ 2
Abs. 2),“.

hh) In der neuen Nummer 9 werden das Wort „außer-
klinischen“ durch das Wort „ambulanten“ und das
Wort „außerklinisch“ durch das Wort „ambulant“
ersetzt.

ii) In der neuen Nummer 10 werden das Wort „jähr-
lich“ gestrichen und das Wort „außerklinische“ durch
das Wort „ambulante“ ersetzt.

b) Es werden die folgenden Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Der Beginn und die Beendigung der Berufsausübung
sind unverzüglich anzuzeigen. 3Im Übrigen müssen die
Angaben nach Satz 1 erstmals mit der Anzeige des Be-
ginns der Berufsausübung und sodann jährlich bis zum
31. Januar des Folgejahres angezeigt werden.“

5. Nach § 7 wird der folgende § 7 a eingefügt:

„§ 7 a

Mitteilungspflichten der unteren 
Gesundheitsbehörden an das Landesgesundheitsamt

1Die untere Gesundheitsbehörde hat dem Landesgesund-
heitsamt jährlich bis zum 31. März des Folgejahres mitzu-
teilen: 

1. die Gesamtzahl der Hebammen, die in dem Bezirk der
Behörde ihre Berufsausübung gemäß § 7 Abs. 1 ange-
zeigt haben,

2. die Zuordnung der in dem Bezirk der Behörde tätigen
Hebammen zu den Altersgruppen 20 bis 29 Jahre, 30
bis 39 Jahre, 40 bis 49 Jahre, 50 bis 59 Jahre sowie 60
und mehr Jahre,

3. die Anzahl der in dem Bezirk der Behörde in den Be-
schäftigungsarten jeweils tätigen Hebammen,

4. die zeitlichen Anteile an der regelmäßigen wöchentlichen
Arbeitszeit aller in dem Bezirk der Behörde tätigen
Hebammen, die in den jeweiligen Beschäftigungsarten
insgesamt erbracht werden,

5. die Anzahl der in den einzelnen Kategorien nach § 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 in dem Bezirk der Behörde tätigen
Hebammen,

6. die Anzahl der in den einzelnen Kategorien nach § 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 in dem Bezirk der Behörde tätigen
Hebammen, gegliedert nach Altersgruppen nach Num-
mer 2, und

7. die Anzahl der in den einzelnen Kategorien nach § 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 in dem Bezirk der Behörde tätigen
Hebammen, gegliedert nach Beschäftigungsarten.

2Die Daten nach Satz 1 sind anonymisiert und nicht perso-
nenbezogen zu übermitteln.“

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen 
Maßregelvollzugsgesetzes

Das Niedersächsische Maßregelvollzugsgesetz vom 1. Juni
1982 (Nds. GVBl. S. 131), zuletzt geändert durch Artikel 3
§ 17 des Gesetzes vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBl. S. 88), wird
wie folgt geändert:

1. § 3 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 22 wird das Wort „und“ durch ein Komma
ersetzt.

b) In Nummer 23 wird der Punkt durch das Wort „und“
ersetzt.

c) Es wird die folgende Nummer 24 angefügt:

„24. die Anordnung der Fesselung der untergebrach-
ten Person (§ 23 a).“
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2. In § 5 a Satz 2 wird die Angabe „23“ durch die Angabe „24“
ersetzt.

3. Nach § 23 wird der folgende § 23 a eingefügt:

„§ 23 a

Fesselung

(1) 1Die Fesselung einer untergebrachten Person ist wäh-
rend einer Ausführung, einer Vorführung oder eines Trans-
portes zulässig, wenn die Gefahr einer Flucht oder Be-
freiung der untergebrachten Person besteht und konkrete
Anhaltspunkte die Annahme begründen, dass die Beauf-
sichtigung der untergebrachten Person nicht ausreicht, um
die Gefahr zu vermeiden oder zu beheben. 2Die Fesselung
der untergebrachten Person ist in den Fällen des Satzes 1
auch zulässig, wenn nach ihrem Verhalten oder aufgrund
ihres seelischen Zustands die Gefahr von Gewalttätigkei-
ten gegen Personen, die Gefahr der Selbsttötung oder die
Gefahr der Selbstverletzung besteht und die Fesselung zur
Abwendung der Gefahr unerlässlich ist.

(2) 1Fesseln dürfen nur an den Händen oder an den Fü-
ßen angelegt werden. 2Eine andere Art der Fesselung ist
zulässig, wenn diese für die untergebrachte Person weni-
ger belastend ist oder wenn die in Absatz 1 genannten Ge-
fahren nicht anders abgewendet werden können. 3Die
Fesselung wird zeitweise gelockert, soweit dies notwendig
ist.

(3) 1Die Fesselung bedarf der schriftlichen Anordnung
durch die Vollzugsleitung. 2In der Anordnung ist die Art
der Fesselung anzugeben. 3Die Anordnung ist zu begrün-
den. 4Die Fesselung darf nur für die Dauer der Ausfüh-
rung, der Vorführung oder des Transportes angeordnet
werden. 5Die Anordnung, der Grund für die Anordnung,
der Verlauf und die Beendigung der Fesselung sind zu do-
kumentieren.“

Artikel 6

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag

zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern
und dem Land Niedersachsen über die grenzüberschreitende

kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden, 
gemeinsamen kommunalen Unternehmen, 

Planungsverbänden nach § 205 des Baugesetzbuchs
und durch öffentlich-rechtliche Vereinbarungen

Vom 17. Dezember 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 22. März/4. April 2019 unterzeichneten Staats-
vertrag zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern und
dem Land Niedersachsen über die grenzüberschreitende kom-
munale Zusammenarbeit in Zweckverbänden, gemeinsamen
kommunalen Unternehmen, Planungsverbänden nach § 205
des Baugesetzbuchs und durch öffentlich-rechtliche Verein-
barungen wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 7
Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt zu machen.

(4) Eine niedersächsische Kommune darf eine öffentlich-
rechtliche Vereinbarung im Sinne des Staatsvertrages, durch
die eine ihrer Aufgaben auf eine Gemeinde, ein Amt, einen
Zweckverband oder einen Landkreis des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern übertragen werden soll, nur abschließen
oder hinsichtlich einer solchen Aufgabenübertragung ändern
(Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 5 und 6 des Staatsvertrages),
wenn dies zuvor von dem für Inneres zuständigen Ministeri-
um des Landes Niedersachsen genehmigt wurde.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 17. Dezember 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag
dem Land Mecklenburg-Vorpommern

und dem Land Niedersachsen über die grenzüberschreitende
kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden, 

gemeinsamen kommunalen Unternehmen, 
Planungsverbänden nach § 205 des Baugesetzbuchs 

und durch öffentlich-rechtliche Vereinbarungen

Das Land Mecklenburg-Vorpommern,
vertreten durch die Ministerpräsidentin,

diese vertreten durch den Minister für Inneres und Europa,

und

das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,

dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Sport,

– im Folgenden die Länder genannt –

schließen vorbehaltlich der Zustimmung der verfassungsmä-
ßig zuständigen Organe nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

1In den Ländern können zur gemeinsamen Erfüllung öffent-
licher Aufgaben in kommunaler Zuständigkeit über die ge-
meinsame Landesgrenze hinweg nach Maßgabe der Artikel 2
und 3 Zweckverbände, gemeinsame kommunale Unternehmen
und Planungsverbände nach § 205 des Baugesetzbuchs errich-
tet sowie öffentlich-rechtliche Vereinbarungen abgeschlossen
werden. 2Die Bestimmungen dieses Staatsvertrages gelten
auch für eine Beteiligung kommunaler Körperschaften an ei-
nem bereits bestehenden Zweckverband, gemeinsamen kom-
munalen Unternehmen oder Planungsverband mit Sitz in dem
anderen Land.

Artikel 2

(1) 1Für Verbände und gemeinsame kommunale Unterneh-
men im Sinne des Artikels 1 gilt das Recht des Landes, in dem
der Verband oder das Unternehmen seinen Sitz hat oder ha-
ben soll, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist.
2Für öffentlich-rechtliche Vereinbarungen im Sinne des Arti-
kels 1 gilt das Recht des Landes, dem der Beteiligte angehört,
der die Erfüllung der Aufgabe übernommen hat oder überneh-
men soll. 3Für öffentlich-rechtliche Vereinbarungen im Sinne
des Artikels 1, mit denen eine beteiligte Körperschaft den üb-
rigen Beteiligten die Mitbenutzung einer von ihr betriebenen
Einrichtung gestattet, gilt das Recht des Landes, in dem diese
Einrichtung ganz oder überwiegend belegen ist. 4Recht des
Landes im Sinne der Sätze 1 bis 3 ist das Kommunalverfas-
sungsrecht einschließlich des in Niedersachsen gesondert ver-
fassten Rechts der kommunalen Zusammenarbeit und der
darauf jeweils gestützten Rechtsverordnungen, das Recht des
öffentlichen Dienstes, das Verwaltungsverfahrensrecht, das
Verwaltungszustellungsrecht, das Verwaltungsvollstreckungs-
recht, das Kommunalabgabenrecht und das Datenschutzrecht.
5Im Übrigen ist das Recht des Landes anzuwenden, auf dessen
Gebiet der Anlass für eine Amtshandlung hervortritt.

(2) An einem Zweckverband können sich neben kommuna-
len Körperschaften auch natürliche Personen, andere juristische
Personen des öffentlichen Rechts und juristische Personen des
Privatrechts beteiligen, wenn 

1. die kommunalen Körperschaften die Mehrheit der Ver-
bandsmitglieder stellen und die Mehrheit der Stimmen in
den Kollegialorganen des Zweckverbands haben,

2. die Erfüllung der Verbandsaufgaben dadurch gefördert wird,

3. Gründe des öffentlichen Wohls nicht entgegenstehen und

4. bei einer Aufgabenerfüllung durch die Verbandsmitglieder
nach dem anzuwendenden Landesrecht eine Beteiligung
einer solchen Person zulässig wäre.

(3) Gemeinsame kommunale Unternehmen im Sinne dieses
Staatsvertrages sind gemeinsame Kommunalunternehmen
nach Abschnitt 5 des Teils 4 der Kommunalverfassung für das
Land Mecklenburg-Vorpommern und gemeinsame kommuna-
le Anstalten nach dem zweiten Teil des Niedersächsischen
Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (NKomZG).

(4) Auf Planungsverbände nach § 205 des Baugesetzbuchs
mit Sitz in Niedersachsen ist das für Zweckverbände nach
dem NKomZG geltende Landesrecht Niedersachsens anzu-
wenden, es sei denn, dass durch das Baugesetzbuch etwas an-
deres bestimmt ist. 

(5) Öffentlich-rechtliche Vereinbarungen im Sinne dieses
Staatsvertrages sind die öffentlich-rechtlichen Vereinbarun-
gen nach Abschnitt 3 und die Verwaltungsgemeinschaft nach
Abschnitt 4 des Teils 4 der Kommunalverfassung für das Land
Mecklenburg-Vorpommern und die Zweckvereinbarungen
nach dem dritten Teil des NKomZG. 

(6) Bei Anwendung des Rechts der kommunalen Zusam-
menarbeit des Landes Mecklenburg-Vorpommern stehen die
Samtgemeinden Niedersachsens den Ämtern Mecklenburg-
Vorpommerns, bei Anwendung des Rechts der kommunalen
Zusammenarbeit des Landes Niedersachsen die Ämter Meck-
lenburg-Vorpommerns den Samtgemeinden Niedersachsens
gleich.

Artikel 3

(1) 1Der Genehmigung der zuständigen Aufsichtsbehörde
bedarf

1. die Errichtung eines Zweckverbandes, eines gemeinsamen
kommunalen Unternehmens oder eines Planungsverban-
des,

2. die Beteiligung einer kommunalen Körperschaft an einem
Zweckverband, einem gemeinsamen kommunalen Unter-
nehmen oder einem Planungsverband mit Sitz im anderen
Land,

3. der Erlass der für den Zweckverband, das gemeinsame kom-
munale Unternehmen oder den Planungsverband maßgeb-
lichen Satzung,

4. die Änderung der für den Zweckverband, das gemeinsame
kommunale Unternehmen oder den Planungsverband
maßgeblichen Satzung nur, soweit sie die Aufnahme wei-
terer Mitglieder, den Aufgabenbestand oder den Wechsel
des Sitzes in das jeweils andere Land betrifft,

5. der Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung,

6. die Änderung einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung
nur, soweit sie die Übertragung einer Aufgabe betrifft, 

7. die Beendigung der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit.

2Ist Gegenstand der gemeinsamen Aufgabenerfüllung eine
Aufgabe, die zu den freiwilligen Aufgaben der beteiligten Kör-
perschaften gehört, ist die Genehmigung zu erteilen, wenn die
Vereinbarung nicht gegen Rechtsvorschriften verstößt; im Üb-
rigen entscheidet die Aufsichtsbehörde nach pflichtgemäßem
Ermessen.

(2) Eine nach Absatz 1 erforderliche Genehmigung gilt als
erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde nicht binnen drei Monaten
nach Eingang des Genehmigungsantrages bei ihr entschieden
und der Antragsteller einer Fristverlängerung nicht zuge-
stimmt hat.
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Artikel 4

(1) 1Die kommunalaufsichtlichen Befugnisse 

1. bei der Errichtung eines Zweckverbandes, eines gemeinsa-
men kommunalen Unternehmens oder eines Planungsver-
bandes, 

2. gegenüber Zweckverbänden, gemeinsamen kommunalen
Unternehmen und Planungsverbänden, die auf der Grund-
lage dieses Staatsvertrages errichtet worden sind oder

3. bei der Beteiligung einer kommunalen Körperschaft an ei-
nem Zweckverband, einem gemeinsamen kommunalen
Unternehmen oder einem Planungsverband mit Sitz im
anderen Land 

werden von den Kommunalaufsichtsbehörden des Landes
wahrgenommen, in dem der Verband oder das Unternehmen
seinen Sitz haben soll oder hat. 2Bei öffentlich-rechtlichen
Vereinbarungen sind Kommunalaufsichtsbehörden die Kom-
munalaufsichtsbehörden des Landes, dessen Recht nach Arti-
kel 2 Abs. 1 Satz 2 oder 3 anzuwenden ist. 3Die Sätze 1 und 2
gelten entsprechend für die Zuständigkeit der Fachaufsichts-
behörden, wenn die Wahrnehmung einer übertragenen Auf-
gabe der Fachaufsicht unterliegt.

(2) 1Die Kommunalaufsichtsbehörde nach Absatz 1 Satz 1
führt das Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Mi-
nisterium des anderen Landes oder der von ihm bestimmten
Behörde herbei, bevor sie über eine aufsichtsbehördliche Ge-
nehmigung nach Artikel 3 Abs. 1 entscheidet oder wenn sie
eine andere, über die Ausübung ihres Informationsrechts hin-
ausgehende Aufsichtsmaßnahme gegen den Verband oder das
gemeinsame kommunale Unternehmen einleitet. 2In den in
Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 nicht genannten Fällen, in denen das
nach Artikel 2 anzuwendende Landesrecht eine Anzeigepflicht
vorsieht, ist das für Inneres zuständige Ministerium des ande-
ren Landes oder die von ihm bestimmte Behörde zu unterrich-
ten. 3Die Fachaufsichtsbehörde nach Absatz 1 Satz 3 führt das

Einvernehmen mit der Fachaufsichtsbehörde des anderen
Landes oder der von ihr bestimmten Behörde herbei, bevor sie
eine Geschäftsprüfung vornimmt.

(3) Die Kommunalaufsichtsbehörde leitet dem für Inneres
zuständigen Ministerium des anderen Landes oder der von
ihm bestimmten Behörde einen Abdruck des Berichts über das
Ergebnis der Jahresabschlussprüfung und, wenn eine solche
stattgefunden hat, der überörtlichen Prüfung des Verbandes
oder des gemeinsamen kommunalen Unternehmens zu.

Artikel 5

Dieser Staatsvertrag gilt nicht für die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit bei der Raumordnung und Landesplanung
und der Trägerschaft von Sparkassen.

Artikel 6

1Die vertragsschließenden Länder können diesen Staatsver-
trag mit einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Kalender-
jahres kündigen. 2Die Artikel 2 bis 4 gelten jedoch für die vor
dem Außer-Kraft-Treten des Staatsvertrages rechtswirksam
zustande gekommenen Zweckverbände, gemeinsamen kom-
munalen Unternehmen und Planungsverbände und öffentlich-
rechtlichen Vereinbarungen weiter.

Artikel 7

(1) 1Dieser Staatsvertrag bedarf der Ratifikation durch die
Länder. 2Die Ratifikationsurkunden werden ausgetauscht.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt nach Zustimmung der verfas-
sungsmäßig zuständigen Organe der vertragsschließenden
Länder an dem Tag in Kraft, der auf den Austausch der Ratifi-
kationsurkunden folgt. 

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Die Ministerpräsidentin,
diese vertreten durch den Minister für Inneres und Europa

Schwerin, den 04.04.2019 Lorenz C a f f i e r

Für das Land Niedersachsen: 

Der Ministerpräsident,
dieser vertreten durch den Minister für Inneres und Sport

Hannover, den 22.03.2019 Boris P i s t o r i u s
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B e k a n n t m a c h u n g
über den Zeitpunkt des Inkrafttretens

des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung

Aufgrund des Artikels 1 Abs. 3 des Gesetzes zur Änderung
hochschulzulassungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Novem-
ber 2019 (Nds. GVBl. S. 333) wird bekannt gemacht, dass
der Staatsvertrag nach seinem Artikel 19 Abs. 1 Satz 1 am
1. Dezember 2019 in Kraft getreten ist.

Hannover, den 17. Dezember 2019

Niedersächsische Staatskanzlei

M i e l k e

Staatssekretär
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	Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Mecklenburg-Vorpommern und dem Land Niedersachsen über die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit in Zweckverbänden, gemeinsamen kommunalen Unternehmen, Planungsverbänden nach § 205 des Baugesetzbuchs und durch öffentlich-rechtliche Vereinbarungen
	Bekanntmachung über den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Staatsvertrages über die Hochschulzulassung




